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Beschlußvorschlag: 
 
Der Kreistag beschließt in Abänderung des Beschlusses vom 10.01.2002 (DS-Nr. 242/2001) 
den Verwaltungsgliederungsplan der Kreisverwaltung. Anstelle eines eigenständigen Kulturam-
tes wird folgende Alternative beschlossen: 
 

1.   Kulturreferat, das dem Landrat direkt als Stabstelle unterstellt ist 
2.   Sachgebiet Kultur im Amt für Wirtschaftsförderung und Kreisentwicklung 
 

Der Verwaltungsgliederungsplan enthält außerdem die neue Geschäftsverteilung unterhalb der 
Ämterebene nach Maßgabe des beiliegenden Organigramms (Stand: 01.04.2002). 
zuständiges Amt:       

Hauptamt  Hampke  Förster  Schmitz 
  stellv. Amtsleiter  komm. Dezernent  Landrat 

       
abgestimmt mit: 
Amt  Name   Unterschrift   

Dezernat II Klaus 

Dezernat IV i. A. Falke 
  

 
Beratungsergebnis: 

Kreistag/ 
Ausschuß 

Datum Stimmen Stimm- 
enthaltung 

Einstimmig Lt. Beschluß- 
vorschlag 

Abweichender 
Beschluß 

 (s.beiliegendes Formblatt) 
  Ja Nein     

 
 

      

 
 

      

 
 

      

 
 

      



 
Begründung: 
 
 
Mit DS 242/2001 hat der Kreistag am 10.01.2002 die Änderung des früheren Verwal-
tungsgliederungsplanes und die neue Geschäftsverteilung auf vier Dezernate beschlos-
sen.  
 
Der Beschluß beinhaltete, das RPA dem Landrat direkt zu unterstellen, das Rechts-amt 
dem Dezernat I und die Betreuungsbehörde dem Gesundheitsamt zuzuordnen sowie das 
Kulturamt im Dezernat IV als selbständiges Amt vorzusehen.  
 
Bei der Umsetzung des Beschlusses, das Kulturamt als eigenständiges Amt zu behalten, 
ergeben sich Probleme dadurch, daß die bisherige Amtsleiterin mit der Kreisverwaltung 
einen Auflösungsvertrag zum 05.04.2002 vereinbart hat. Eine geeignete Nachfolgerin 
bzw. ein geeigneter Nachfolger konnte aufgrund der nach einer internen Stellenaus-
schreibung geführten Gespräche mit Bewerbern um die Stelle nicht gefunden werden. Auf 
eine externe Stellenausschreibung wurde verzichtet. Sie würde den derzeitigen Aktivitä-
ten zur Einsparung von Personalkosten im Zuge der Haushaltskonsolidierung zuwiderlau-
fen. Auch die Benennung eines kommissarischen Amtsleiters kommt nicht in Betracht.  
 
Die eigentliche Verwaltung des bisherigen Kulturamtes besteht nur aus drei Mitarbeitern, 
was schon zahlenmäßig nicht die Institution eines Amtes rechtfertigen würde. Dazu kom-
men relativ eigenständige Funktionseinheiten wie das Preußische Kammerorchester, die 
Kreisergänzungsbibliothek und die Kreismusikschule. Sämtliche Personalangelegenhei-
ten der Kulturverwaltung und der nachgeordneten Einrichtungen werden im Hauptamt 
wahrgenommen.  
 
Die kulturellen Aufgaben im Landkreis würden deswegen nicht an Bedeutung verlieren, 
wenn die Kulturverwaltung nicht mehr als eigenständiges Amt besteht. Von den im Be-
schlußentwurf genannten Alternativen schlägt die Verwaltung die Variante 1 vor. 
 
Durch die bereits beschlossene Zusammenlegung des Amtes für Wirtschaftsförderung 
mit dem Planungsamt zum Amt für Wirtschaftsförderung und Kreisentwicklung (Amt 80) 
ergeben sich folgende Änderungen:  
 
Das Amt 80 besteht aus den Sachgebieten Wirtschaftsförderung (800) und Kreisplanung 
(801).  
 
Das Bauordnungsamt (Amt 63) erhält ein zusätzliches Sachgebiet: 633 - Bauleitpla-
nung/Planungsrecht.  
 
Die Zahl der Ämter reduziert sich damit von 18 auf 16 in vier Dezernaten. Nach der 
Kreisgebietsreform bestand die Kreisverwaltung noch aus 20 Ämtern in 5 Dezernaten.  
 
Insgesamt hat der jetzt vorliegende Verwaltungsgliederungsplan nur vorläufigen Charak-
ter. Es ist vorgesehen, nach den Modellempfehlungen der KGSt – Verband für kommuna-
les Management – und unter Einbeziehung von Erfahrungen anderer größerer Kommunen 
die Kreisverwaltung in Fachbereiche zu gliedern. In diesem Zusammenhang wäre auch 
eine andere Zuordnung der kreislichen Kulturaufgaben denkbar, z. B. in Form eines Ei-
genbetriebes.  






